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Schlußkommuniqué des Gipfeltreffens in Den Haag (2. Dezember 1969)
 

Legende: Am 2. Dezember 1969 bekräftigen die Staats- und Regierungschefs der sechs Mitgliedsstaaten in
ihrem Schlusskommuniqué der Haager Gipfelkonferenz ihren Willen, den Einigungsprozeß der Gemeinschaft
fortzusetzen.

Quelle: Bulletin der Europäischen Gemeinschaften. Februar 1970, n° 1. Luxemburg: Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften. "Kommuniqué der Konferenz der Staats- und
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Kommuniqué der Konferenz der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften in Den Haag (1. und 2. Dezember 1969)

1. Die Staats- bzw. Regierungschefs und die Außenminister der EWG-Mitgliedstaaten kamen auf 
französische Initiative und auf Einladung der niederländischen Regierung am 1. und 2. Dezember 1969 in 
Den Haag zusammen. Am zweiten Tage wurde die Kommission der Europäischen Gemeinschaften zur 
Teilnahme an den Arbeiten der Konferenz eingeladen.

2. Angesichts des bevorstehenden Eintritts in die Endphase des Gemeinsamen Marktes vertraten sie die 
Auffassung, es sie Pflicht der Träger der höchsten politischen Verantwortung in den Mitgliedstaaten, über 
die bisherige Leistung Rechenschaft zu geben, ihre Entschlossenheit zur Fortsetzung dieses Werkes zu 
bekunden und die Leitlinien für die Zukunft abzustecken.

3. Rückblickend stellten sie fest, daß wohl nie zuvor unabhängige Staaten eine weitergehende 
Zusammenarbeit verwirklicht haben, und waren einhellig der Auffassung, die Gemeinschaft sei gerade 
wegen der erzielten Fortschritte heute an einem Wendepunkt ihrer Geschichte angelangt. Dem Jahresende 
kommt daher über die anstehenden technische oder juristischen Probleme hinaus wesentliche politische 
Bedeutung zu. Der Eintritt in die Endphase des Gemeinsamen Marktes heißt ja nicht nur die 
Unumstößlichkeit des bisher von den Gemeinschaften Erreichten anerkennen, sondern einem vereinten 
Europa den Weg bahnen, das seine Verantwortung in der Welt von morgen übernehmen und den Beitrag 
leisten kann, der seiner Tradition und Aufgabe entspricht.

4. Die Staats- bzw. Regierungschefs bekräftigen daher nachdrücklich ihren Glauben an die politischen 
Zielsetzungen, die der Gemeinschaft ihren ganzen Sinn und ihre Tragweite verleihen, sie bekunden ihre 
Entschlossenheit, dieses Unterfangen zu Ende zu führen, und sie betonen ihr Vertrauen auf den schließlichen 
Erfolg ihrer Bemühungen. Soll eine ungewöhnliche Quelle der Entwicklung, des Fortschritts und der Kultur 
nicht versiegen, soll das Gleichgewicht der Welt erhalten und der Friede gewahrt bleiben, so ist nach ihrer 
gemeinsamen Überzeugung ein Europa unerläßlich, das Staaten in sich vereint, deren wesentliche Interessen 
bei Wahrung der nationalen Eigenart übereinstimmen, ein Europa, das seines eigenen Zusammenhalts gewiß 
ist, das zu seiner Freundschaft zu anderen Staaten steht, und das sich der ihm zukommenden Aufgaben 
bewußt ist, die internationale Entspannung und die Verständigung der Völker - in erster Linie zwischen den 
Völkern des ganzen europäischen Kontinents - zu fördern.

Die Europäischen Gemeinschaften sind unbestritten der Urkern, aus dem die europäische Einheit sich 
entwickelt und ihren Aufschwung genommen hat. Der Beitritt anderer Länder unseres Kontinents zu dieser 
Gemeinschaft gemäß den in den Römischen Verträgen vorgesehenen Modalitäten würde zweifellos dazu 
beitragen, den Gemeinschaften zu Dimensionen zu verhelfen, die mehr und mehr dem heutigen Stand der 
Wirtschaft und der Technologie entsprechen. Auch die Schaffung besonderer Beziehungen mit anderen 
europäischen Staaten, die diesen Wunsch geäußert haben, sollte dazu beitragen. Eine solche Entwicklung 
würde es Europa gestatten, seiner weltoffenen Tradition treu zu bleiben und seine Anstrengungen zugunsten 
der Entwicklungsländer zu steigern.

5. Hinsichtlich der Vollendung der Gemeinschaften haben die Staats- bzw. Regierungschefs den Willen 
ihrer Regierungen bekräftigt, von der Übergangszeit in die Endphase der Europäischen Gemeinschaft 
einzutreten und Ende 1969 die endgültigen Finanzregelungen der gemeinsamen Agrarpolitik festzulegen.

Sie vereinbarten, im Rahmen dieser Finanzregelungen unter Berücksichtigung aller gegebenen Interessen 
die Beiträge der Mitgliedstaaten im Verfahren des Artikels 201 des EWG-Vertrags schrittweise durch eigene 
Einnahmen zu ersetzen mit dem Ziel, fristgerecht zu einer vollständigen Finanzierung der Haushalte der 
Gemeinschaften zu gelangen; desgleichen kamen sie überein, die Haushaltsbefugnisse des Europäischen 
Parlaments zu verstärken.

Die Frage der direkten Wahl wird weiter vom Ministerrat geprüft.

6. Sie forderten die Regierungen auf, im Rat die bereits unternommenen Anstrengungen für eine bessere 
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Beherrschung des Markts durch eine Reform der Agrarpolitik mit dem Ziel einer Beschränkung der 
Haushaltslasten zügig fortzusetzen.

7. Die Annahme einer Finanzregelung für die Endphase schließt ihre einstimmig vorzunehmende Anpassung 
insbesondere an eine erweiterte Gemeinschaft nicht aus, wobei jedoch die Grundsätze dieser Regelung nicht 
verfälscht werden dürfen.

8. Sie bekräftigen ihren Willen, den für die Stärkung der Gemeinschaft und für ihre Entwicklung zur 
Wirtschaftsunion erforderlichen weiteren Ausbau beschleunigt voranzutreiben. Sie sind der Auffassung, daß 
der Prozeß der Integration zu einer Gemeinschaft der Stabilität und des Wachstums führen muß. Zu diesem 
Zweck sind sie übereingekommen, daß im Rat, ausgehend vom Memorandum der Kommission vom 12. 
Februar 1969 und in enger Zusammenarbeit mit dieser, im Laufe des Jahres 1970 ein Stufenplan für die 
Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion ausgearbeitet wird. 

Die Entwicklung der Zusammenarbeit in Währungsfragen sollte sich auf die Harmonisierung der 
Wirtschaftspolitik stützen.

Sie sind übereingekommen, die Möglichkeit einer Errichtung eines europäischen Reservefonds prüfen zu 
lassen, zu dem eine gemeinsame Wirtschafts- und Währungspolitik hinführen müßte.

9. Sie bekräftigen ihren Willen, die technologische Aktivität der Gemeinschaft zu intensivieren und 
insbesondere durch Gemeinschaftsprogramme die industrielle Forschung und Entwicklung in den wichtigen 
Spitzenbereichen zu koordinieren und zu fördern und die dazu nötigen Finanzmittel bereitzustellen.

10. Sie halten außerdem neue Bemühungen für notwendig, um bald ein nach den Erfordernissen des 
modernen industriellen Managements gestaltetes Forschungsprogramm für die Europäische 
Atomenergiegemeinschaft auszuarbeiten, das den wirksamsten Einsatz des gemeinsamen 
Forschungszentrums ermöglichen soll.

11. Sie bekundeten erneut ein Interesse an der Schaffung einer europäischen Universität.

12. Die Staats- bzw. Regierungschefs halten eine Reform des Sozialfonds im Rahmen einer weitgehenden 
Abstimmung der Sozialpolitik für angebracht.

13. Sie bekräftigten ihre Übereinstimmung hinsichtlich des Grundsatzes der Erweiterung der Gemeinschaft, 
wie sie in Artikel 237 des Romvertrags vorgesehen ist.

Soweit die beitrittswilligen Staaten die Verträge und deren politische Zielsetzung, das seit Vertragsbeginn 
eingetretene Folgerecht und die hinsichtlich des Ausbaus getroffenen Optionen akzeptieren, haben die 
Staats- bzw. Regierungschefs der Eröffnung von Verhandlungen zwischen der Gemeinschaft und den 
beitrittswilligen Staaten zugestimmt.

Sie waren sich einig, daß die für die Erarbeitung einer gemeinsamen Verhandlungsbasis unerläßlichen 
Vorbereitungen innerhalb nützlichster und kürzester Frist durchgeführt werden können; diese 
Vorbereitungen sollen nach übereinstimmender Auffassung in sehr positivem Geist getroffen werden.

14. Sobald die Verhandlungen mit den beitrittswilligen Staaten eröffnet sind, werden mit den anderen 
EFTA-Mitgliedstaaten, die diesen Wunsch äußern, Gespräche über ihr Verhältnis zur EWG eingeleitet.

15. Sie beauftragten die Außenminister mit der Prüfung der Frage, wie, in der Perspektive der Erweiterung, 
am besten Fortschritte auf dem Gebiet der politischen Einigung erzielt werden können. Die Minister werden 
dazu vor Ende Juli 1970 Vorschläge machen.

16. Den hier beschlossenen Maßnahmen für die schöpferische Gestaltung und das Wachstum Europas steht 
eine größere Zukunft offen, wenn die Jugend daran engen Anteil hat; dieses Anliegen haben die 
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Regierungen beherzigt, und die Gemeinschaften werden sich dessen annehmen.


